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ZAHLUNGSDIENSTE: ZDR 11 p Européische Politik

cepAnalyse Nr. 10/2014

KERNPUNKTE

Ziel der Richtlinie: Die Kommission will den europdischen Zahlungsmarkt voranbringen und die Transparenz,
Sicherheit und Innovation bei Zahlungen foérdern.

Betroffene: Zahlungsdienstleister, Zahlungsdienstnutzer, Banken, Handler.

Pro: (1) Die Einbeziehung dritter Zahlungsdienstleister in den Anwendungsbereich kladrt deren Ver-
antwortlichkeiten, Pflichten und Haftung.

(2) Die Regelung, dass Mitgliedstaaten die Entgelterhebung bei der Nutzung von Zahlungsinstru-
menten nicht Idnger untersagen kdnnen, erleichtert den grenziiberschreitenden Handel.

Contra: (1) Die Regeln zu ,begrenzten Netzen” und zu ,digitalen Zahlungsvorgangen” schaffen An-
reize fiir Regulierungsarbitrage und verzerren den Wettbewerb.

(2) Die Pflicht zur verstérkten Kundenauthentifizierung bei elektronischen Zahlungen ist abzuleh-
nen.

(3) Das Verbot gesonderter Endkundenentgelte fiir die Zahlung mit Kredit- und Debitkarten
schrankt den Wettbewerb ohne sachlichen Grund ein.

INHALT

Titel

Vorschlag COM(2013) 547 vom 24. Juli 2013 fir eine Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates
iber Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Anderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2013/36/EU und
2009/110/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG

Kurzdarstellung
Hinweis: Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich die Artikelangaben auf die 2. Zahlungsdiensterichtlinie (ZDR I).

» Hintergrund, Definitionen und Ziele

— Die vorliegende Zahlungsdiensterichtlinie ZDR Il ersetzt die bestehende ZDR | (2007/64/EG).

— Die Kommission schldgt gleichzeitig vor, eine Obergrenze fiir Interbankenentgelte bei kartengestiitzten
Zahlungen einzufiihren [COM (2013) 550, s. cepAnalyse].

— Die Richtlinie erfasst u.a. die folgenden Zahlungsdienste (Art. 4 Abs. 3, Anhang 1)
- Dienste zur Aus- und Einzahlung von Bargeld,
- Dienste zur Ausfihrung von Zahlungen mit Kredit- und Debitkarten, und
- Dienste zur Ausfiihrung von Lastschriften und Uberweisungen.

— Zahlungsdienste werden von Zahlungsdienstleistern erbracht. Zahlungsdienstleister sind u.a. (Art. 1)
- Unternehmen, die sich auf die Erbringung von Zahlungsdiensten spezialisieren (,Zahlungsinstitute”),
- Unternehmen, die Online-Zahlungen abwickeln (,E-Geld-Institute”), und
- Banken.

— Zahlungsinstrumente sind Instrumente, die ein Zahlungspflichtiger einsetzen kann, um Zahlungen vor-
zunehmen; z.B. Bargeld, Schecks, Kreditkarte.

— Die Kommission will (Begriindung S. 11-14)
- den Anwendungsbereich der ZDR | ausweiten,
- die von Handlern erhobenen Aufschlage fiir die Nutzung bestimmter Zahlungsinstrumente regeln,
- die bestehenden Erstattungsregeln bei Lastschriften und Haftungsregeln bei nicht-autorisierten Zah-

lungen Uberarbeiten sowie

- strengere Sicherheitsanforderungen fiir Zahlungsdienstleister einfiihren.

» Grundsatzliche Vorschriften der Zahlungsdiensterichtlinien ZDR 1 und ZDR 11

— Zahlungsdienstleister, die von der Richtlinie erfasste Zahlungsdienste erbringen,
- bendtigen eine Zulassung (Art. 10) und miissen sich in ein nationales Register eintragen (Art. 13)
- mussen Eigenmittelanforderungen erfiillen (Art. 7 und 8),
- unterliegen Transparenzvorschriften etwa zu Entgeltbedingungen (Art. 31-53) und
- mussen Pflichten bei der Zahlungsdiensterbringung erfillen, z.B. im Bedarfsfall die Stornierung von

Zahlungen (Art. 54-92).
— Zahlungsdienstleister dirfen in allen Mitgliedstaaten Zahlungsdienste erbringen (,EU-Pass”) (Art. 18).

» Ausweitungen des Anwendungsbereichs
— Dritte Zahlungsdienstleister
- Kiinftig gilt die Richtlinie auch fiir ,dritte Zahlungsdienstleister”. Das sind Zahlungsdienstleister, die dem
Nutzer kein Zahlungskonto zur Verfligung stellen, ihm aber Giber eine ,Softwarebriicke” den Zugang zu
seinen Konten bei anderen Zahlungsdienstleistern ermdglichen. (Art. 3 lit. j, Art. 4 Ziffer 11)
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- Softwarebrlicken werden genutzt, um (Art. 4 Ziffer 32 und 33)

- Zahlungen - z.B. im Online-Banking - von eigenen Konten auszuldsen (,Zahlungsausldsedienste”),
- aufbereitete Informationen Uber die eigenen Konten zu erhalten (,Kontoinformationsdienste”).

- Dritte Zahlungsdienstleister (Art. 58 Abs. 1, 2)

- mussen sicherstellen, dass Unbefugte keinen Zugang zu ,Sicherheitsmerkmalen” des Zahlers erhalten,

- mussen sich gegeniiber dem kontofiihrenden Zahlungsdienstleister eindeutig ausweisen und

- dirfen keine ,sensiblen” Zahlungsdaten oder ,personalisierten Sicherheitsdaten” der Nutzer spei-
chern.

- Kontoflihrende Zahlungsdienstleister miissen dritten Zahlungsdienstleistern bei Zahlungsauslosung
+~umgehend” tiber den Eingang des Zahlungsauftrags informieren und ihnen mitteilen, ob auf dem Kon-
to ausreichend Deckung vorhanden ist (Art. 58 Abs. 3).

- Nutzer haben das Recht, Uber dritte Zahlungsdienstleister Zugang zu ihren Zahlungskonten zu erhalten
(Art. 58 Abs. 1).

— Ausnahmen fiir den Erwerb ,einer begrenzten Auswahl” an Giitern und fiir ,begrenzte Netze”

- Bisher gilt die Richtlinie nicht fiir Zahlungsdienste, die auf Zahlungsinstrumenten — zumeist bestimmte
Karten — beruhen und die fiir den Erwerb ,einer begrenzten Auswahl” an Glitern beim Austeller des Zah-
lungsinstruments oder in einem ,begrenzten Netz” von Handlern eingesetzt werden, mit denen der
Austeller eine Vereinbarung getroffen hat (Art. 3 lit. k ZDR I). Darunter fallen Tank- oder Kaufhauskarten.

- Klinftig gilt diese Ausnahme nur dann, wenn die Zahlungsinstrumente (Art. 3 lit. k)

- ,spezifisch” sind,

- ,bestimmte Bediirfnisse” erflillen und

- ,nhur begrenzt” einsetzbar sind.

Die Begriffe werden nicht konkretisiert, ihre Definition liegt demnach im Ermessen der Mitgliedstaaten.

- Die Nutzung des Zahlungsinstruments in einem ,begrenzten Netz” von Handlern ist nur zuldssig, wenn
die zustandige Behorde dieses Netz ,anerkennt”. Die Anerkennungspflicht entfallt, wenn im Monats-
schnitt Zahlungen von nicht mehr als einer Million Euro erfolgen. (Art. 30 Abs. 2)

— Ausnahme fiir digitale Zahlungsvorgadnge in Verbindung mit ,digitalen Inhalten”

- Die Richtlinie gilt bisher nicht fiir Zahlungsvorgéange, die den Kauf von Giitern mit elektronischen Gera-
ten - z.B. Smartphones - ermdglichen, wenn die erworbene Ware oder Dienstleistung an eines der Ge-
rate geliefert und ,mittels eines solchen genutzt” wird. Diese Betreiber der zum Kauf nétigen Telekom-
munikationsinfrastruktur gelten dann nicht als Zahlungsdienstleister, wenn sie nicht nur als ,zwischen-
geschaltete Stelle” zwischen dem Zahlungsdienstnutzer und dem Lieferanten der Waren und Dienstleis-
tungen fungieren. (Art. 3 lit. | ZDR 1)

Kinftig gilt die Richtlinie nicht fir Zahlungsvorgédnge, die den Kauf ,digitaler Inhalte” — z.B. Apps, Klin-

geltdne — ermoglichen. Betreiber der zum Kauf nétigen Telekommunikationsinfrastruktur gelten dann

nicht als Zahlungsdienstleister, wenn (Art. 3 lit. I)

- der Zahlungsvorgang als ,Nebendienstleistung” fir Kommunikationsdienste getdtigt wurde und

- eine einzelne Kaufsumme eines Nutzers nicht 50 Euro Ubersteigt oder alle Kdufe eines Nutzers in ei-
nem Monat nicht 200 Euro Ubersteigen.

» Entgelte fiir die Nutzung von Zahlungsinstrumenten

— Bisher kénnen die Mitgliedstaaten Entgelte fiir die Nutzung bestimmter Zahlungsinstrumente untersa-
gen (Art. 52 Abs. 3 ZDR 1). Kiinftig entféllt dieses Recht (Art. 55 Abs. 3).

— Wie bisher dirfen Handler von Zahlern fiir die Nutzung eines bestimmten Zahlungsinstruments ein Ent-
gelt verlangen oder ihnen einen Rabatt gewdhren (Art. 52 Abs. 3 ZDR 1, Art. 55 Abs. 3). Kiinftig kdnnen sie
Zahler auch ,anderweitig” von einem Zahlungsinstrument ,iberzeugen” (Art. 55 Abs. 3).

— Kulinftig diirfen Handler fir die Nutzung eines bestimmten Zahlungsinstruments nur ein Entgelt in Hohe
der ihnen entstehenden Kosten verlangen (Art. 55 Abs. 3).

— Kinftig dirfen Handler fiir die Nutzung speziell von Debit- und Kreditkarten von ihren Endkunden keine
Entgelte mehr erheben (Art. 55 Abs. 4).

» Erstattungs- und Haftungsregeln
— Neue Erstattungsregeln bei Lastschriften
- Bisher haben Zahler bei Lastschriften nur ein Recht auf Erstattung, sofern (Art. 62 Abs. 1 ZDR I)
- bei der Autorisierung der Zahlung nicht der genaue Betrag angegeben wurde,
- der Zahlungsbetrag untiblich hoch ist oder
- ein Vertrag zwischen Zahler und Zahlungsdienstleister die Erstattung aus anderen Griinden vorsieht.

- Kiinftig haben Zahler bei Lastschriften ein ,unbedingtes” Erstattungsrecht innerhalb von acht Wochen.
Dies gilt aber dann nicht, wenn ein Zahlungsempfanger seine vertraglichen Pflichten bereits erfillt und
der Zahler die Dienstleistung erhalten oder die Ware ,konsumiert” hat. Zahlungsempfinger missen auf
Verlangen des Zahlungsdienstleisters nachweisen, dass sie ihre vertraglichen Pflichten erfillt haben.
(Art. 67 UAbs. 3 und 4)

— Haftung fiir nicht-autorisierte oder fehlerhafte Zahlungen

- Bisher kénnen Zahlungsdienstleister Zahler bis maximal 150 Euro an Schaden beteiligen, die bei Zah-
lung mit einem gestohlenen, verloren gegangenen oder missbrauchlich genutzten Zahlungsinstrument
entstehen (Art. 61 Abs. 1 ZDR I). Kiinftig sinkt der Betrag auf 50 Euro (Art. 66 Abs. 1 UAbs. 2).
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- Bestreiten Zahler, eine Zahlung ,autorisiert” zu haben, miissen Zahlungsdienstleister wie bisher nach-
weisen, dass sie die Identitat des Zahlers Gberprift und die Zahlung ordnungsgemaR verbucht und ab-
gewickelt haben. Gleiches gilt, wenn der Zahler darlegt, dass die Zahlung ,nicht ordnungsgemaf” aus-
gefuihrt wurde (Art. 59 Abs. 1 ZDR I). Kiinftig gilt dies auch fir dritte Zahlungsdienstleister (Art. 64).

- Wie bisher muissen Zahlungsdienstleister nicht-autorisierte Zahlungen auf dem Konto des Zahlers stor-
nieren (Art. 60 ZDR I). Kiinftig gilt dies auch bei Beteiligung dritter Zahlungsdienstleister. Kontofiihrende
Zahlungsdienstleister kdnnen in diesem Fall von dritten Zahlungsdienstleistern eine Entschdadigung ver-
langen, wenn diese eine Schuld trifft. (Art. 65)

» SicherheitsmaBnahmen, Meldepflicht und verstirkte Kundenauthentifizierung

— Kilinftig gilt fiir Zahlungsdienstleister die Richtlinie zur Netz- und Informationssicherheit [NIS-Richtlinie,
COM (2013) 48, s. cepAnalyse] (Art. 85 Abs. 1).

— Damit mussen sie (Art. 14 und 15 der NIS-Richtlinie)
- Sicherheitsmafinahmen ergreifen, um Sicherheitsrisiken und -vorfdlle zu ,managen” und
- Sicherheitsvorfalle mit ,erheblichen” Auswirkungen auf die Sicherheit ihrer Kerndienste der zustandigen

Meldebehdrde melden.

— Klinftig missen Zahlungsdienstleister — auch dritte Zahlungsdienstleister - eine ,verstarkte Kundenau-
thentifizierung” durchfiihren, wenn sie einen ,elektronischen Zahlungsvorgang” auslosen (Art. 87 Abs. 1).

— Die Europdische Bankaufsichtsbehdrde erstellt Leitlinien zu den Authentifizierungsverfahren. Sie kann
bestimmte Zahlungsdienste von der Pflicht zur verstarkten Authentifizierung ausnehmen. (Art. 87 Abs. 3)

Subsidiaritdatsbegriindung der Kommission
Laut Kommission kann nur mit Handeln auf EU-Ebene ein integrierter Zahlungsmarkt erreicht werden.

Politischer Kontext

Die Zahlungsdiensterichtlinie (2007/64/EG) ist das flir Zahlungsdienste einschlagige Regelwerk. Die Verord-
nung [(EG) Nr. 924/2009] regelt den grenziberschreitenden Zahlungsverkehr (s. cepAnalyse). Die SEPA-
Verordnung [(EU) Nr. 260/2012] macht Vorgaben etwa tiber Uberweisungen und Lastschriften in Euro. Die E-
Geld-Richtlinie (2009/110/EG; s. cepAnalyse) regelt Ausgabe und Ricktausch von E-Geld und legt Aufsichts-
vorschriften fur E-Geld-Institute fest. Die Geldtransfer-Verordnung [(EG) Nr. 1781/2006] schreibt Zahlungs-
dienstleistern vor, Angaben zum Auftraggeber einer Zahlung zu ibermitteln. Geplant ist eine neue Verordnung
[COM (2013) 44, s. cepAnalyse]. Das Bundeskartellamt priift, ob die AGB der Banken gegen das Wettbewerbs-
recht verstof3en (Art. 101 AEUV, § 1 GWB), weil sie Online-Banking nur Gber bestimmte Internetseiten zulassen.

Stand der Gesetzgebung

24.07.2013 Annahme durch Kommission
Offen Annahme durch Europdisches Parlament und Rat, Veroffentlichung im Amtsblatt, Inkrafttreten

Politische Einflussmoglichkeiten

Federfiihrende Generaldirektion: GD Binnenmarkt

Federfihrender Ausschuss des EP: Wirtschaft/Wahrung; Berichterstatter Diogo Feio (EVP-Fraktion, PT)
Federfiihrendes Bundesministerium: Ministerium der Finanzen

Federfiihrender Ausschuss des BT: Finanzen

Entscheidungsmodus im Rat: Qualifizierte Mehrheit (Annahme durch Mehrheit der Mitgliedstaa-

ten und mit 260 von 352 Stimmen; Deutschland: 29 Stimmen)

Formalien

Kompetenznorm: Art. 114 AEUV

Art der Gesetzgebungszustandigkeit: Geteilte Zustandigkeit (Art. 4 Abs. 2 AEUV)
Verfahrensart: Art. 294 AEUV (ordentliches Gesetzgebungsverfahren)

BEWERTUNG

Okonomische Folgenabschitzung

Die Einbeziehung dritter Zahlungsdienstleister in den Anwendungsbereich der Richtlinie klart deren Ver-
antwortlichkeiten, Pflichten und Haftung. Einen Beitrag dazu leisten insbesondere die Pflicht, Sicherheits-
merkmale der Zahler vor Zugriff durch Dritte zu schiitzen, und das Verbot, sensible Zahlungsdaten oder perso-
nalisierte Sicherheitsdaten zu speichern. Das Recht der Zahler, iber dritte Zahlungsdienstleister Zugang zu sei-
nen Konten zu erhalten, kommt einer Verpflichtung fiir Banken gleich, dritten Zahlungsdienstleistern Zugang
zum bankeigenen Zahlungssystem zu gewdhren. Eine Bank sollte dritten Zahlungsdienstleistern nur dann
Zugang gewdhren miissen, wenn sie iiber eine unangreifbare Marktmacht auf dem Endkundenmarkt
verfiigt. Darliber sollten Wettbewerbsbehdrden im Einzelfall - nicht der Gesetzgeber pauschal - entscheiden.
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Die Unterschiede in den Tatigkeiten dritter und klassischer Zahlungsdienstleister miissen besser beriicksichtigt
werden: Dritte Zahlungsdienstleister sind reine IT-Dienstleister und kommen zu keiner Zeit direkt mit den tiber-
tragenen Geldern in Berlihrung. Dies muss — etwa bei den Eigenmittelanforderungen - beriicksichtigt werden.
Die Regeln zu den Ausnahmen der Richtlinie - fiir den Erwerb ,einer begrenzten Auswahl” an Gitern, fiir , be-
grenzte Netze” sowie fiir ,digitale Zahlungsvorgange” iiberzeugen nicht: Nationale Gesetzgeber und Auf-
sichtsbehorden diirfen auch kiinftig dariiber entscheiden, wann etwa ,begrenzte Netze” vorliegen oder wann
ein digitaler Zahlungsvorgang als ,Nebendienstleistung” gilt. Die resultierenden Spielrdume schaffen Anreize
fiir Regulierungsarbitrage und verzerren den Wettbewerb.

Die Regelung, dass Mitgliedstaaten die Entgelterhebung bei der Nutzung von Zahlungsinstrumenten nicht
langer untersagen kénnen, erleichtert den grenziiberschreitenden Handel. Denn Verkaufer kdnnen so ei-
ne einheitliche Entgeltpolitik in allen 28 Mitgliedstaaten fahren. Darliber hinaus ist die Neuregelung effizient:
Sie ermoglicht es Handlern, die unterschiedlichen Kosten, die bei verschiedenen Zahlungsinstrumenten anfal-
len, entsprechend in Rechnung zu stellen. Dies animiert Kunden dazu, das effizienteste und kostengtinstigste
Zahlungsinstrument zu nutzen, starkt somit den Wettbewerb auf dem Markt fir Zahlungsinstrumente und
beendet eine nicht zu rechtfertigende Quersubventionierung zwischen Zahlungsinstrumenten. Auf3er im
Fall einer unangreifbaren Marktmacht auf Seiten des einzelnen Handlers ist die Pflicht zur Orientierung der
Entgelte fir die Nutzung von Zahlungsinstrumenten an den Kosten der Nutzung unbegriindet. Denn im Wett-
bewerb sind GibermaBige Entgelte nicht durchsetzbar.

Das Verbot gesonderter Endkundenentgelte fiir die Zahlung speziell mit Kredit- und Debitkarten
schrankt den Wettbewerb ebenfalls ohne sachlichen Grund ein. Das Verbot ist umso befremdlicher, als die
Kommission die mit Vorleistungspreisen vergleichbaren Interbankenentgelte nicht verbieten, sondern begren-
zen will [COM (2013) 550, s. cepAnalyse].

Mit den Einschréankungen des Erstattungsrechts bei Lastschriften versucht die Kommission, dem Missbrauch zu
begegnen. Die damit verbundenen Kosten sind aber sehr hoch, weil der Zahlungsdienstleister so gezwungen
wird, sich mit branchenfremden rechtlichen Fragen zu beschiftigen. Etwaige Konflikte sollten wie bisher zwi-
schen Zahlungsempfanger und Zahler - also innerhalb des streitigen Vertragsverhaltnisses — geklart werden.
Die Einbeziehung der Zahlungsdienstleister in die Vorschriften zur Netz- und Informationssicherheit
(,NIS-Richtlinie”, COM (2013) 48, s. cepAnalyse) ist berechtigt: Die Dienstleister haben zwar ein Eigeninteresse
daran, ihre Infrastrukturen gegen Ausfdlle und Einbriiche zu schiitzen, da solche Ereignisse mit Einnahme- oder
Reputationsverlusten verbunden sind. Einbriiche sind jedoch fiir die Offentlichkeit nicht immer erkennbar,
sodass Zahlungsdienstleister oft nicht haften miissen. Dass Zahlungsdienstleister zu SicherheitsmafBnah-
men verpflichtet werden, ist daher vertretbar, da das Haftungsprinzip nicht hinreichend Anwendung findet.
Die Pflicht zur Nutzung der ,verstarkten” Kundenauthentifizierung bei elektronischen Zahlungen ist
abzulehnen. Sie erh6ht zwar die Sicherheit von Zahlungsvorgdangen und starkt das Vertrauen der Nutzer, da
betrligerisches Handeln erschwert wird. Sie ist aber auch mit Kosten verbunden. Zahlungsdienstleister und
Endnutzer sollten frei zwischen einer ,einfachen” und ,verstarkten” Kundenauthentifizierung entscheiden kén-
nen. Voraussetzung dafiir ist eine Pflicht der Dienstleister, die Kunden dariiber transparent zu informieren.

Juristische Bewertung

Kompetenz
Der Vorschlag wird zu Recht auf die Binnenmarktkompetenz (Art. 114 AEUV) gestitzt.

VerhéltnismaBigkeit
Unproblematisch.

Sonstige Vereinbarkeit mit EU-Recht

Indem die Richtlinie Zahlungsempfangern die Erhebung von Entgelten nur verbietet, wenn fiir das betreffende
Zahlungsinstrument Interbankenentgelte festgelegt wurden, versto3t sie gegen den allgemeinen Gleichheits-
grundsatz (Art. 20 EU-Grundrechtecharta). Denn es gibt keine Rechtfertigung fiir diese Ungleichbehandlung.

Auswirkungen auf das deutsche Recht
In Deutschland muss das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) gedndert werden.

Zusammenfassung der Bewertung

Die Einbeziehung dritter Zahlungsdienstleister klart deren Verantwortlichkeiten, Pflichten und Haftung. Eine
Bank sollte dritten Zahlungsdienstleistern nur Zugang gewdhren miissen, wenn sie iber eine unangreifbare
Marktmacht auf dem Endkundenmarkt verflgt. Die Regeln zu ,begrenzten Netzen” und zu ,digitalen Zah-
lungsvorgangen” schaffen Anreize fiir Regulierungsarbitrage und verzerren den Wettbewerb. Dass Mitglied-
staaten die Entgelterhebung bei der Nutzung von Zahlungsinstrumenten nicht langer untersagen kénnen, er-
leichtert den grenziiberschreitenden Handel. Das Verbot gesonderter Endkundenentgelte fiir die Zahlung mit
Kredit- und Debitkarten schrankt den Wettbewerb ohne sachlichen Grund ein. Die Einbeziehung der Zah-
lungsdienstleister in die Vorschriften zur Netz- und Informationssicherheit ist berechtigt. Die Pflicht zur Nut-
zung der ,verstarkten” Kundenauthentifizierung bei elektronischen Zahlungen ist abzulehnen.

Autoren: Philipp Eckhardt und Anne-Kathrin Baran | Telefon 0761 38693-105 | eckhardt@cep.eu 4


mailto:eckhardt@cep.eu
http://www.cep.eu/Analysen/COM_2013_550_MIF/cepAnalyse_COM_2013_550_MIF.pdf
http://www.cep.eu/Analysen/COM_2013_48_Netz_und_Informationssicherheit/cepAnalyse_COM_2013__48_Netz-_und_Informationssicherheit.pdf

	Subsidiaritätsbegründung der Kommission
	Politischer Kontext
	Stand der Gesetzgebung
	Politische Einflussmöglichkeiten
	Formalien
	Ökonomische Folgenabschätzung
	Juristische Bewertung
	Kompetenz
	Verhältnismäßigkeit
	Sonstige Vereinbarkeit mit EU-Recht
	Auswirkungen auf das deutsche Recht

	Zusammenfassung der Bewertung

